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Lage zu meistern und das öffentliche
 Leben wieder in Gang zu bringen. Sie or-
ganisierten erste Aufräumungsarbeiten,
nahmen die Versorgung mit Lebens -
mitteln und Wasser in Angriff, stellten
die Verpflegung der Spitäler sicher und
reaktivierten den öffentlichen Verkehr.
All diese Aufgaben wurden durch den
selbstlosen Einsatz und das Improvisa -
tionstalent tausender Menschen bewäl-
tigt, unter denen wiederum die Kommu-
nistInnen am zahlreichsten waren. „Sie
zeigten, wie man eine Gemeinschaft
 leiten kann ohne Sekretärin im Vorzim-
mer, ohne den ganzen Klimbim des
Bürokratismus, ja sogar ohne die ,Quali-
fikation‘ jahrzehntelangen Hinauf -
dienens in  einem Partei- und Beamten -
apparat“, wie Anton Wörz, ein KPÖ-
 Aktivist der  ersten Stunde in Wien-Stad-
lau (22. Bezirk), Jahre später festhielt:
„Die Qualifikation dieser Leute bestand
in ihrem Willen, zu helfen, ihrem Opfer -
willen und ihrem praktischen Verstand.“3

KommunistInnen waren auch führend
bei der Instandsetzung von Betrieben,
bei der Stabilisierung der Sicherheitsver-
hältnisse und bei der Wiederherstellung
von zivilen Verwaltungsstrukturen usw.
In den niederösterreichischen Industrie-
orten Neunkirchen und Ternitz ergriffen
lokale KommunistInnen bereits in den
ersten Apriltagen – unmittelbar nach der
Befreiung durch die Rote Armee – die
Initiative, um die österreichweit ersten
Gemeindeverwaltungen zu etablieren.4

In einigen Gemeinden der Steiermark,
etwa in Leoben, ging der Wiederaufbau
einer zivilen Verwaltung direkt aus dem
Partisanenkampf hervor.5

In Wien gehörten die meisten Bezirks-
polizeileiter, teilweise bis ins Jahr 1955
hinein, der KPÖ an. In zahlreichen nie-
derösterreichischen Orten stellten ört -
liche Kommunisten eine Hilfspolizei auf
und reorganisierten die dortige Ortspoli-
zei, etwa in Amstetten, Baden, Berndorf,
Ebreichsdorf, Eggenburg, Korneuburg,
Tulln und Wilhelmsburg. In vielen Fäl-
len war es den kommunistischen Aktivi-
stInnen zu danken, dass Betriebe wieder

klärung, Unterricht und Erziehung und
Kultusangelegenheiten“ (Ernst Fischer)
wurden zwei Schlüsselressorts der Ren-
ner-Regierung von Kommunisten gelei-
tet. Johann Koplenig, der Parteivorsitzen-
de der KPÖ, war als Staatssekretär ohne
Portefeuille Mitglied des Politischen
 Kabinettsrats, des obersten Organs der
Regierung, und damit de facto Vizekanz-
ler. Die Unabhängigkeitserklärung vom
27. April 1945 trägt auch seine Unter-
schrift. An allen weiteren Ressorts war
die KPÖ mit einem Unterstaatssekretär
bzw. im Staatsamt für Volksernährung
mit Hella Postranecky als Unterstaatsse-
kretärin – der ersten Frau in einer öster-
reichischen Regierung – vertreten. Insge-
samt stellte die KPÖ zunächst neun von
34 Regierungsmitgliedern, nach der Er-
weiterung der Regierung im Herbst 1945
waren es zehn von 39. Sie alle leisteten
 einen bedeutenden Beitrag zum Wieder-
aufbau der   staatlichen Verwaltung, etwa
in den  Bereichen Schule und Bildung,
Kultur, Sicherheitswesen, Ernährung,
Verkehr, Justiz und Gesundheit.2

In den „provisorischen Landes -
ausschüssen“ – den in den einzelnen
Bundesländern gebildeten Landesregie-
rungen – war die KPÖ mit Landesräten
und in fünf Bundesländern auch mit
stellvertretenden Landeshauptmännern
vertreten, in Niederösterreich mit Otto
Mödlagl bzw. ab August mit Laurenz
Genner; im Burgenland, das im August
neu gebildet wurde, Otto Mödlagl; in der
Steiermark mit Viktor Elser; in Ober -
österreich ab Oktober mit Franz Haider;
und in  Wien amtierte Karl Steinhardt,
der erste Vorsitzende der Partei im
 November 1918, als Vizebürgermeister.

AktivistInnen der ersten Stunde

In vielen Orten und Bezirken waren
die KommunistInnen die ersten, die Ord-
nung in das allgemeine Chaos brachten.
Kommunistische AktivistInnen warteten
nicht erst auf Weisungen zentraler In-
stanzen, sondern ergriffen mit dem  Ende
der Kampfhandlungen aus eigenem An-
trieb die Initiative, um die schwierige

D
ie Kommunistische Partei Öster-
reichs betrat im April 1945 als
einzige Kraft die politische Bühne,

die nicht dazu gezwungen war, ihren
 Namen zu ändern. Die Partei hatte – trotz
zwölf Jahren in der Illegalität – ihre
Tätigkeit nie eingestellt, sondern ihren
antifaschistischen Kampf im Untergrund
und in den Ländern des Exils ohne
 Unterbrechung fortgesetzt. 1945 – das
Jahr der Befreiung Österreichs vom
Hitler faschismus – wurde zu jenem Jahr,
in dem die KPÖ über den meisten Ein-
fluss auf die innenpolitische Entwicklung
Österreichs verfügte. In der Ersten Repu-
blik stets eine kleine Partei, hatte sich die
im Mai 1933 verbotene KPÖ nach den
Februarkämpfen des Jahres 1934 zu einer
maßgebenden Kraft innerhalb der öster-
reichischen ArbeiterInnenbewegung ent-
wickelt. In den Jahren der NS-Diktatur
war sie der Hauptfaktor des antifaschis -
tischen Widerstands. Von 1945 bis 1947
war die KPÖ Regierungspartei und in
 Betrieben und Gemeinden breit verankert.

Verantwortungsbewusste
„Staatspartei“

Die KPÖ verstand sich im Jahr der
 Befreiung als demokratische Wieder -
aufbaupartei. Bereits im Exil hatte sie
 ihre Konzeptionen über ein „neues
Österreich“ aus der Sicht einer künftig
konstruktiv mitgestaltenden, verantwor-
tungsbewussten „Staatspartei“ ent-
wickelt.1 Im April 1945 gelang es ihr
auch tatsächlich, im Rahmen von
Parteien verhandlungen ihre Ausrichtung
auf eine breite demokratische
Zusammen arbeit zu verwirklichen: Nicht
zuletzt aufgrund der Schlüsselstellung
der  sowjetischen Befreierarmee bei der
Konstituierung der Provisorischen
 Regierung unter Staatskanzler Karl Ren-
ner war die KPÖ an der ersten Nach-
kriegsregierung als gleichberechtigte
Partnerin der Sozialistischen Partei
Österreichs (SPÖ) und der Österreichi-
schen Volkspartei (ÖVP) beteiligt.

Mit dem Staatsamt für Inneres (Franz
Honner) und jenem für „Volksauf-

Die KPÖ im Jahr der Befreiung
Manfred Mugrauer
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instandgesetzt wurden bzw. die Arbeit
fortgesetzt werden konnte. In Wien-
 Stadlau konnten 24 Groß- und Klein -
betriebe, darunter etwa Waagner-Biró,
Brückenbau, AEG-Union und Wolfrum,
durch die Initiative von Kommunisten
die Arbeit wieder aufnehmen.6 In Ternitz
verhinderten kommunistische und sozia-
listische Arbeiter Ende März 1945 die
geplante Zerstörung des Stahlwerks.7

Nicht zuletzt angesichts der lokalen
 Initiative kommunistischer Parteiorgani-
sationen standen auch die provisorischen
Gemeindeausschüsse, die in der sowjeti-
schen Besatzungszone (Niederösterreich,
Burgenland) auf Basis von örtlichen Par-
teienvereinbarungen gebildet wurden, im
Zeichen der Dreiparteieneinheit. In mehr
als 100 niederösterreichischen und bur-
genländischen Industrie- und Land -
gemeinden wurden Kommunisten als
provisorische Bürgermeister eingesetzt,
u.a. in der späteren niederösterreichi-
schen Landeshauptstadt St. Pölten oder
in Neunkirchen, Ternitz und Waidhofen
an der Ybbs. In mehreren Wiener Bezir-
ken waren Angehörige der KPÖ als so
genannte „Bezirksbürgermeister“ tätig.
Kommunistische Bürgermeister gab es
aber auch in den von den westlichen
 Alliierten besetzten Bundesländern, etwa
in Hallein (Salzburg). Insgesamt amtier-
ten im Jahr 1945 in Österreich mindestens
167 kommunistische Bürgermeister.8

Organisatorisches Wachstum

In der Ersten Republik war die KPÖ
eine kleine Partei mit überschaubaren
Organisationseinheiten. Vor ihrem Ver-
bot im Mai 1933 gehörten der KPÖ nicht
mehr als 4.000 Mitglieder an. Erst nach
dem Februar 1934 wurde die Partei in-
folge des Übertritts von mehr als 12.000
ehemaligen SozialdemokratInnen zu
 einer relevanten politischen Kraft. Im
April 1945 trat die KPÖ mit etwa 25.000
Mitgliedern aus der Illegalität heraus. Im

die stellvertretenden Vorsitzenden Kom-
munisten. Im ÖGB behauptete sich die
KPÖ als zweitstärkste Fraktion hinter
der Sozialdemokratie. Überparteiliche
Jugend- und Frauenorganisationen schei-
terten hingegen am Widerstand des Par-
teivorstands der SPÖ. Angesichts dessen
entwickelten sich die Freie Österreichi-
sche Jugend (FÖJ) oder der Bund demo-
kratischer Frauen (BDF) de facto zu
KPÖ-Vorfeldorganisationen.

Stark verankert war die Partei in den
großen Industriebetrieben, vor allem in
Wien, Niederösterreich und der Steier-
mark. Bei den Betriebsratswahlen konnte
sie große Erfolge erzielen, beispiels -
weise erreichte sie im September 1945
die Mehrheit bei der Alpine Montan in
 Donawitz (Steiermark), dem größten
 Betrieb Österreichs. Im Herbst wurde in
weiteren obersteirischen Großbetrieben
(Seegraben, Fohnsdorf usw.), in vielen
Wiener und niederösterreichischen
  Betrieben, sowie in den Bezirken Hallein
(Salzburg) und Villach (Kärnten) kom-
munistische Mehrheiten errungen.12 In
der Großindustrie lag der kommunis -
tische Stimmenanteil bis 1955 konstant
bei einem Drittel, womit ihr Einfluss in
der IndustriearbeiterInnenschaft und im
gewerkschaftlichen Bereich weit über ihr
Stimmengewicht bei allgemeinen Wahl-
en hinausging.

Kultur und Sport

Über die ArbeiterInnenschaft hinaus
übte die Partei auch auf eine große Zahl
von Intellektuellen eine Ausstrahlungs-
kraft aus, auch auf solche, die bisher den
Organisationen der ArbeiterInnenbewe-
gung ferngestanden waren. Gerade im
kulturellen Bereich bot die KPÖ – im
Verhältnis zu ihrer Größe – vielen bedeu-
tenden Persönlichkeiten ein Wirkungs-
feld. Am 28. Oktober 1945 fand im Wie-
ner Musikverein die österreichische Erst -
aufführung der 7. Symphonie von Dmitrij
Schosta kowitsch – der „Lenin grader“ –
in einem von der Wiener Stadtleitung der
KPÖ veranstalteten Konzert der Wiener
Symphoniker unter Josef Krips statt.

Einen Aufschwung nahm auch die
 Medienpolitik der Partei. Das seit
 August 1945 herausgegebene Zentral -
organ Österreichische Volksstimme
 erreichte eine tägliche Auflagenzahl von
über 100.000 Exemplaren. Darüber hin-
aus erschienen in den einzelnen Bundes-
ländern kommunistische Tageszeitungen
und verschiedene weitere Presseerzeug-
nisse, wie etwa das Theorieorgan Weg
und Ziel und die Kulturzeitschrift Öster-
reichisches Tagebuch, die in der unmit-

Verlauf des Jahres
1945 entwickelte sie
sich zu einer Massen-
partei mit über
103.000 Mitgliedern,
davon 63.000 in Wien.
Bis 1947 stieg die
Mitgliederzahl auf
155.000 an.9

Die KPÖ begann
sich im April 1945
noch während der
Kampfhandlungen als
legale Partei zu for-
mieren. Der Partei-
aufbau trug in den

 ersten Wochen einen nur provisorischen
Charakter, traten doch kommunistische
Parteiorganisationen nach der Befreiung
überall spontan in Aktion, ohne auf
 Weisungen von oben zu warten. Eine der
größten Herausforderungen bestand im
Jahresverlauf darin, einen einheitlichen
Organisationsaufbau zu gewährleisten,
der ab Mitte Juni 1945 in Angriff
 genommen wurde. Zu diesem Zeitpunkt
wurden von der Parteiführung die ersten
verbind lichen organisationspolitischen
Richt linien erarbeitet.10 Der Parteiaufbau
vollzog sich fortan in Sektionen,
Betriebs organisationen bzw. Ortsorgani-
sationen, die von Bezirksleitungen ange-
leitet wurden.

Bis 1946 wuchs die KPÖ auf knapp
2.400 Grundorganisationen an: Die neun
Landesorganisationen gliederten sich zu
diesem Zeitpunkt in 112 Bezirksorgani-
sationen, die wiederum 1.561 Ortsorgani-
sationen und Sektionen und 806 Betriebs-
zellen umfassten. Die 1.561 Grundein -
heiten in den Wohngebieten gliederten
sich in 957 Ortsorganisationen außerhalb
 Wiens (darunter 346 in Niederösterreich)
und 604 Sektionen in insgesamt 84 Stadt-
organisationen (darunter 299 in Wien).11

Am schwächsten war die Verankerung
der Partei in den westlichen Bundes -
ländern Salzburg, Tirol und Vorarlberg.

Gewerkschaften und Betriebe

Über die Regierung und die öffentliche
Verwaltung hinaus erstreckte sich der
Einfluss der Partei auf die Gewerkschaf-
ten und Betriebe sowie auf wesentliche
Bereiche von Kultur und Sport. Im April
1945 wurde der ÖGB als einheitlicher
Gewerkschaftsbund gegründet, der
Kommunist Gottlieb Fiala, der bereits in
der Ersten Republik dem Parteivorstand
angehörte, wurde erster Vizepräsident.
Auch in den Vorständen der 16 Einzel-
gewerkschaften war die Partei entspre-
chend repräsentiert, in fast allen waren

„Schuttaktion“ der KPÖ Favoriten am Wiener Reumannplatz
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eine weitere Vorwärtsentwicklung zum
Sozialismus zu verbessern. Im Grunde
ging es bei der „antifaschistisch-demo-
kratischen“ Ordnung des Jahres 1945 be-
reits um eine solche Übergangsform, die
in der späteren marxistischen Diskussion
und Programmatik als „antimonopolis -
tische Etappe“ auf dem Weg zum Sozia-
lismus umrissen wurde.

Die inhaltlichen Eckpunkte der anti -
faschistisch-demokratischen Orientie-
rung wurden im Juni 1944 in einem im
Moskauer Exil ausgearbeiteten Manifest
mit dem Titel „Die Wiedergeburt Öster-
reichs“ festgelegt und in einem am
5. August 1945 veröffentlichten „Sofort-
programm“ weiterentwickelt.14 Die hier-
in zum Ausdruck kommenden Forderun-
gen blieben in ihren Grundlinien im ge-
samten Besatzungsjahrzehnt prägend:

1.) Der Kampf gegen Faschismus und
Reaktion: Konkret ging es um die Ent -
nazifizierung und Demokratisierung des
öffentlichen Lebens, vor allem des
Staatsapparats, sowie um die Bestrafung
der faschistischen Verbrecher.

2.) In Eigentumsfragen forderte die
KPÖ die Entmachtung des Monopolka-
pitals, also die Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien, sowie die Ent -
eignung des deutschen Vermögens, der
Naziverbrecher und ausländischen
 Faschisten. Darüber hinaus sollte jedoch
die private Unternehmerinitiative geför-
dert und das rechtmäßig erworbene Pri-
vateigentum an kleinen und mittleren
Unternehmen geschützt werden. Als
weitere strukturelle Maßnahme wurde
die Durchführung einer demokratischen
Bodenreform gefordert.

3.) Realisiert werden sollte die neue
demokratische Ordnung durch die so be-
zeichnete „demokratische Zusammen -
arbeit“ aller Kräfte. Konkret ging es um
die Aktionseinheit der ArbeiterInnen-
klasse, sowie um die Schaffung eines
breiten antifaschistischen Volksbündnis-
ses, auch mittels einheitlicher und über-
parteilicher Gewerkschafts- und Massen-
organisationen.

4.) In außenpolitischer Hinsicht forder-
ten die österreichischen KommunistIn-
nen freundschaftliche und gleichberech-
tigte Beziehungen zu den Nachbar -
ländern und allen Großmächten, in wirt-
schaftlicher Hinsicht vor allem zu den
östlichen Nachbarn und zur Sowjet -
union, mit denen Handelsverträge abge-
schlossen werden sollten. Die bis dahin
intimen Bindungen an Deutschland soll-
ten neutralisiert werden.

Etappenkonzeption

War diese Konzeption im Frühjahr
1945 realistisch? Meiner Einschätzung
nach handelte es sich bei dieser „Strate-
gie der Übergänge“ – zumindest im Jahr
1945 – um eine Orientierung, die im
 Augenblick der Befreiung durchaus den
nationalen und internationalen Rahmen-
bedingungen und Kräfteverhältnissen
entsprach. Mehrere Faktoren sprachen zu
diesem Zeitpunkt für ein mögliches
schrittweises Herankommen an den
 Sozialismus: Nach dem Zweiten Welt-
krieg war es zu einer Verschiebung der
internationalen Kräfteverhältnisse ge-
kommen. Mit der Niederlage des
 Faschismus war auch das Monopolkapi-
tal weitgehend diskreditiert, das kapitalis -

telbaren Nachkriegszeit als Hauptorgan
kulturpolitischer Verständigung galt und
auch bei nichtkommunis tischen Intellek-
tuellen  eine große Wirkung  erzielte.

Auch im Bereich des Sports orientierte
die KPÖ auf eine einheitliche, über -
parteiliche Sportbewegung und war
 federführend bei der Etablierung einer
Zentralstelle für die Wiedererrichtung
des österreichischen Sports (ZÖS). SPÖ
und ÖVP folgten jedoch nicht diesem
überparteilichen Kurs. Angesichts der
Dominanz des von der SPÖ reaktivierten
ASKÖ verlor die ZÖS an Autorität und
musste noch 1945 aufgelöst werden.
1946 gehörten etwa ein Viertel der Präsi-
denten, die den Spartenverbänden des
österreichischen Sports vorstanden, der
KPÖ an, beispielsweise im Österreichi-
schen Schwimmverband, im Radfahrer-
bund oder im Schachbund. Der Judo -
verband und der Volleyballverband wur-
den 1948 bzw. 1953 auf kommunistische
Initiative gegründet und standen jahre-
lang unter kommunistischer Führung.
Bei der Gründung des überparteilichen
Allgemeinen Sportverbandes Österreichs
(ASVÖ) im Juni 1949 spielte die KPÖ
eine aktive Rolle.13

Volksdemokratische 
Orientierung

In politisch-programmatischer Hin-
sicht entwickelte die KPÖ ein Aufbau-
programm, das in Kontinuität zur Volks-
frontkonzeption der 1930er Jahre auf
 eine „antifaschistisch-demokratische“
Ordnung abzielte. Die Partei strebte poli-
tische und sozialökonomische Verände-
rungen an, die im weiteren Verlauf als
„volksdemokratische Orientierung“ zu-
sammengefasst wurden. Ausgehend vom
Etappenziel einer „neuen Demokratie“
sollten schrittweise die Bedingungen für
den weiteren Kampf um eine sozialis -
tische Umgestaltung verbessert und ein
friedlicher Weg zum Sozialismus geöff-
net werden. Der konkrete Inhalt der an-
gestrebten volksdemokratischen Ord-
nung blieb zwar weitgehend unbestimmt,
in Summe ging es aber bei dieser „neuen
Demokratie“ um eine in der Tradition
der kommunistischen Volksfront -
programmatik stehende Gesellschafts-
ordnung, die sich zwar vom Kapitalis-
mus und einer bürgerlich-demokrati-
schen Ordnung erheblich unterscheiden,
jedoch noch nicht sozialistischen Cha-
rakters sein sollte. Es ging darum, mit
grundlegenden demokratischen Refor-
men den Einfluss der ArbeiterInnen -
klasse auf Kosten des Großkapitals zu
erhöhen, um so die Voraussetzungen für

4. Parteiarbeiterkonferenz der KPÖ im Wiener Konzerthaus am 4. November 1945,
v.l.: Karl Steinhardt, Hella Postranecky, Max Haller, Franz Honner, Johann Kople-
nig, Karl Altmann, Ernst Fischer, Friedl Fürnberg
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tische System insgesamt erschüttert. Die
siegreiche Sowjetunion war weltpoli-
tisch gestärkt aus dem Zweiten Welt-
krieg hervorgegangen und die Links -
kräfte europaweit auf dem Vormarsch.
Bei der Regierungsbildung in Österreich
nahm die Rote Armee eine Schlüssel -
stellung ein und verlieh der KPÖ einen
starken Rückhalt. Auch die KPÖ selbst
trat gestärkt aus Illegalität und Exil her-
aus: Sie war die Hauptträgerin des anti-
faschistischen Widerstands und hatte im
Kampf gegen den Faschismus die größte
Anzahl an Opfern zu beklagen. Nicht
umsonst leitete Johann Koplenig in sei-
ner Rede auf der ersten Parteiarbeiter-
konferenz am 13. Mai 1945 die Berechti-
gung der Partei, an der Neugestaltung
Österreichs teilzunehmen, direkt aus der
Rolle ab, die die KPÖ im Freiheitskampf
gegen den deutschen Faschismus ge-
spielt hatte. Vor diesem Hintergrund
 erwiesen sich die Bedingungen für pro-
sozialistische Kräfte zunächst als durch-
aus vorteilhaft.

Zugleich war klar, dass die Voraus -
setzungen für einen unmittelbaren Über-
gang zum Sozialismus nicht gegeben
waren: Es gab in Österreich keine breite
Massenbewegung zur Überwindung des
Faschismus wie in manchen Staaten Ost-
und Südosteuropas. Die Befreiung Öster-
reichs erfolgte von „außen“. Der Wunsch
nach einem „neuen Österreich“ war zwar
groß, dennoch war die Grundstimmung
der Bevölkerung abwartend, die Arbeite-
rInnenklasse war desorganisiert und
weitgehend passiv. Vor allem jedoch
machten es die Viermächtebesatzung,
die Präsenz westalliierter Truppen und
der Einfluss der Westmächte undenkbar,
dass eine sozialistische Umwälzung
bruchlos aus der Befreiung vom Faschis-
mus hervorgehen könnte. Allein eine 
parlamentarisch-demo kratische Republik
war vor diesem Hintergrund unter den

Siegermächten kon-
sensfähig. Deren
weitere Entwicklung
in Richtung sozialis -
tische Umgestaltung
im Sinne der antifa-
schistisch-demokrati-
schen Perspektive
der KPÖ konnte im
Frühjahr 1945 zu-
mindest als offen an-
gesehen werden.

Eine solcherart an-
gestrebte Entwick-
lung korrespondierte
auch mit den außen-
politischen Vorstel-

lungen der Sowjetunion: Der sowjeti-
schen Regierung ging es darum, die vor
allem von britischer Seite entwickelten
Pläne der Einbeziehung Österreichs in
eine Donaukonföderation zu verhindern
und Deutschland zu schwächen, weshalb
sie seit 1941 konsequent für die Wieder-
herstellung Österreichs als unabhängiger
Staat eintrat. Österreich wurde dabei
nicht zur sowjetischen Einflusssphäre,
sondern dem Bereich einer „neutralen
Zone“ zugeordnet. Über Regierungen
der „nationalen Front“ unter Einschluss
der kommunistischen Parteien sollte in
diesen Staaten Kontinentaleuropas auf
friedlichem Wege der Übergang zum
 Sozialismus vollzogen werden. Ein
wichtiger Hintergrund dieser kommunis -
tischen Konzeptionen bestand darin,
vom längerfristigen Charakter der Anti-
hitlerkoalition auszugehen. Aus dieser
friedlichen Zusammenarbeit, aus diesem
stabilen Gleichgewicht sollten für kleine
Länder Spielräume für unabhängige Ent-
wicklungen gewonnen werden. In dieser
Hinsicht erschien die Regierungsbeteili-
gung der KPÖ gewissermaßen als innen-
politische Widerspiegelung der alliierten
Zusammenarbeit.

Kontroversen in der 
Provisorischen Regierung

Die Hoffnungen der KPÖ auf eine
günstige Entwicklung der inneren Kräf-
teverhältnisse in SPÖ und ÖVP und der
demokratischen Zusammenarbeit insge-
samt sollten sich jedoch nicht erfüllen:
Sie trat zwar im April 1945 als gleichbe-
rechtigte Partnerin von SPÖ und ÖVP in
die Regierung ein, bereits der Verlauf
der ersten Monate der Regierungsarbeit
macht jedoch die Ausgrenzung der Kom-
munistInnen deutlich. Bereits ab Som-
mer 1945 zeichnete sich eine „stille“, auf
die Zurückdrängung des kommunis -
tischen Einflusses abzielende Koalition

von SPÖ und ÖVP ab. Es mangelte zwar
nicht an öffentlichen Bekenntnissen zur
demokratischen Zusammenarbeit, jedoch
gewannen sowohl in ÖVP als auch SPÖ
rasch jene Kräfte die Oberhand, die eine
andere, auf die Beschneidung der KPÖ
abzielende Konzeption vertraten. In der
SPÖ setzte sich der „rechte“ Parteiflügel
durch, jene Kräfte, für die die Beteili-
gung der KPÖ an den Regierungsge-
schäften wohl von Beginn an nicht mehr
als ein Zugeständnis an die sowjetische
Besatzungsmacht war. Die SPÖ war zu
keiner Aktionseinheit mit der KPÖ be-
reit, was als eine der entscheidenden
Weichenstellungen des Jahres 1945 zu
werten ist. So wurde z.B. auf Druck der
rechten Kräfte das im August 1945 ge-
bildete Kontaktkomitee von SPÖ und
KPÖ bereits vor den Nationalratswahlen
wieder ausgesetzt und trat danach nicht
wieder zusammen. Linkssozialistische
BefürworterInnen einer Aktionseinheit
mit der KPÖ wurden erfolgreich in den
Hintergrund gedrängt.

Einen gewissen Wendepunkt markierte
die Ankunft der westlichen Alliierten in
Wien Anfang September 1945, womit
auch der für diese Entwicklung insge-
samt ausschlaggebende Gesichtspunkt
angesprochen ist: Außenpolitische Fak-
toren nahmen im Jahr der Befreiung vor
allem dergestalt auf die innenpolitische
Entwicklung Einfluss, dass SPÖ und
ÖVP frühzeitig begannen, ihre Politik
auf die Westmächte auszurichten. Im
Mittelpunkt dieser Problemlage stand die
vierfache militärische Besatzung Öster-
reich und die Präsenz westalliierter Trup-
pen, vor allem jedoch die fehlende Aner-
kennung der Provisorischen Regierung
durch die westlichen Alliierten und die
damit verbundene Gefahr der Zerreißung
des Landes. Die Westmächte sahen in der
Renner-Regierung zunächst eine sowjeti-
sche „Marionettenregierung“, kritisierten
den in ihren Augen überproportionalen
Einfluss der KPÖ und verweigerten der
Regierung die Anerkennung. Während
sich die Briten bis in den Herbst hinein
für die Entfernung der kommunistischen
Regierungsmitglieder und eine völlige
Neubildung der Regierung einsetzten,
standen die USA der Renner-Regierung
zwar ebenso ablehnend gegenüber, nah-
men jedoch eine etwas flexiblere Haltung
ein. Die Anerkennung der Regierung er-
folgte schließlich erst im Herbst, am
20. Oktober 1945, bis zu diesem Zeit-
punkt war die Provisorische Regierung
außenpolitisch isoliert.

Es war vor allem diese fehlende Aner-
kennung der Regierung durch die West-

KPÖ-Versammlung am Schuhmeierplatz in Wien-Ottakring



Im Bereich der Entnazifizierung stan-
den Kontroversen über den Umgang mit
den ehemaligen NSDAP-Mitgliedern
und die strafrechtliche Verfolgung der
NS-Verbrecher im Mittelpunkt. Die
 Position der KPÖ zum Naziproblem war
von Beginn an von einer Differenzierung
der ehemaligen NSDAP-Mitglieder in
die nazistischen Hauptschuldigen, die
„großen“ Nazi, Kriegsverbrecher und
verantwortlichen Nazifunktionäre, und
die „kleinen“ Nazi, die einfachen Partei-
mitglieder und Mitläufer gekennzeich-
net. Sie trat für eine strafrechtliche Ver-
folgung und Aburteilung der NS-Täte-
rInnen und die Säuberung des öffent -
lichen Lebens vom Nazismus ein. Die
einfachen Mitglieder sollten, sofern sie
nicht persönlich an Verbrechen beteiligt
waren, straffrei bleiben und für den
 demokratischen Wiederaufbau gewon-
nen werden. Darüber hinaus wurde
 jedoch die Mitschuld aller ehemaligen
NSDAP-Mitglieder festgehalten und
deshalb die Ausschaltung aller ehema -
ligen NationalsozialistInnen aus dem
 öffentlichen Leben, aus Verwaltung,
Wirtschaft und Kultur, gefordert.

Der in der „Nazifrage“ Anfang Mai
1945 mit Beschlussfassung des Verbots-
gesetzes von der Regierung eingeschla-
gene Kurs, das Schwergewicht auf das
formale Prinzip der Registrierung aller
ehemaligen NSDAP-Mitglieder zu
 legen, lag jedoch alles andere als auf der
Linie der von der KPÖ vorgenommenen
Differenzierung in „Hauptschuldige“
und „Mitläufer“. In den Augen der KPÖ
führte die Durchführung des Verbots -
gesetzes mit der dabei vorgesehenen
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mächte, die bestimmend auf die Ent-
wicklung der nationalen Kräfteverhält-
nisse und zu Ungunsten der KPÖ Ein-
fluss nahm. Als Regierungspartei steckte
die KPÖ im Jahr der Befreiung in einem
nahezu unlösbaren Dilemma: Die Partei
leitete im Exil und auch 1945 alle strate-
gischen Überlegungen aus ihrer Orien-
tierung auf die Unabhängigkeit und Ein-
heit des Landes ab. Zur Wahrung der
Einheit Österreichs war die KPÖ zu
weitgehenden innenpolitischen Kon -
zessionen bereit, um eine drohende Zer-
reißung des Landes abzuwenden. Sie
schwieg zu Entscheidungen, die ihrer
programmatischen Orientierung wider-
sprachen, um ein nach außen hin demon-
strativ einheitliches Auftreten der Regie-
rung zu gewährleisten. Vor dem Hinter-
grund des Prinzips der Verein -
barungsregierung – Beschlüsse im Kabi-
nettsrat mussten einstimmig erfolgen –
trug sie auch Entscheidungen mit, die
 ihrer Konzeption grundsätzlich ent -
gegenliefen, etwa in Verfassungsfragen,
beim Umgang mit dem reichsdeutschen
Eigentum oder im Bereich der Entnazifi-
zierung. Über Kontroversen im Kabi-
nettsrat der Renner-Regierung wurde
 öffentlich nicht berichtet. SPÖ und ÖVP
verstanden es umgekehrt, den außenpoli-
tischen Druck, der auf der Regierung im
Allgemeinen und auf der KPÖ im
 Besonderen lastete, zu instrumentalisie-
ren und gegen die KPÖ auszunutzen.

Vor diesem Hintergrund geriet die
KPÖ bereits frühzeitig in die Defensive
und scheiterte in der Renner-Regierung
mit ihren Hauptanliegen: Sie konnte sich
nicht mit ihren Forderungen durchsetzen,
eine neue Verfassung auszuarbeiten und
die Verwaltung umfassend zu säubern
und zu demokratisieren. Jene Gesetze,
bei denen der kommunistische Einfluss
am deutlichsten sichtbar wurde – etwa
das Verbotsgesetz, das Kriegs -
verbrechergesetz oder das Beamten -
überleitungsgesetz – wurden nur un -
zureichend durchgeführt.

So setzte sich die KPÖ in der Frage der
Erneuerung und Demokratisierung des
Staatsapparats für die Säuberung der
Verwaltung von faschistischen Beamten
und reaktionären Bürokraten ein, bei
gleichzeitigem Aufbau einer demokrati-
schen Beamtenschaft aus erprobten Anti-
faschisten und österreichischen Patrio-
ten, auch wenn diese nicht über die ent-
sprechende akademische Ausbildung
verfügten. Auf Vorschlag der KPÖ wur-
den schließlich nach langen Auseinan-
dersetzungen die bevorzugte Behand-
lung der Freiheitskämpfer und verfolgten

Antifaschisten beschlossen, sowie die
Anstellungserfordernisse herabgesetzt.
Am konservativen Übergewicht im
Staatsapparat änderte sich jedoch nichts.
Zudem ging die Säuberung der Verwal-
tung weiter schleppend voran. Die An-
zahl der kommunistischen Beamten wie-
derum war gering. Einzig in der Wiener
Polizeidirektion, wo ca. 1.500 der mehr
als 9.000 BeamtInnen der KPÖ angehör-
ten, konnten KommunistInnen – viele
davon Spanienkämpfer, Angehörige der
1944/45 in Slowenien aufgestellten
„Österreichischen Freiheitsbataillone“
und ehemalige KZ-Häftlinge – innerhalb
der Beamtenschaft Fuß fassen. Der
Kommunist Heinrich Dürmayer war bis
zu seiner Ablösung im September 1947
Leiter der Staatspolizei.15

In der Diskussion über Verfassungs -
fragen verlangte die KPÖ die Ausarbei-
tung einer neuen Verfassung bzw. die
Rückkehr zur Verfassung von 1920, wie
es auch in der Unabhängigkeitserklärung
vorgesehen war. Staatskanzler Renner
wollte im April zunächst auch eine neue
Verfassung bzw. die Rückkehr zur Ver-
fassung von 1920, erkannte jedoch, dass
eine Verfassungsdiskussion vor allem
den KommunistInnen nutzen würde und
setzte gegen die Widerstände der KPÖ
die Rückkehr zur – als „Heimwehr -
verfassung“ kritisierten – Verfassung
von 1929 durch. Damit war die Verfas-
sungsdiskussion praktisch bereits 1945
zu Ende, über eine verfassungsrechtliche
Verankerung der kommunistischen Neu-
ordnungspläne und eine Erweiterung
 demokratischer Rechte konnte keine
 öffentliche Debatte stattfinden.

Provisorische Regierung Renner mit den KPÖ-Staatssekretären Johann Koplenig
(1. Reihe, 2.v.r.), Ernst Fischer (2. Reihe, 1.v.l.) und Franz Honner (3.v.l.)
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Möglichkeit auf Nachsicht von der
Regis trierung zur Verschleppung und
Bürokratisierung des Problems. Das von
der KPÖ geforderte Kriegsverbrecher -
gesetz zur strafrechtlichen Verfolgung
der nationalsozialistischen Untaten wie-
derum kam erst Ende Juni 1945 nach
langen Auseinandersetzungen im Kabi-
nettsrat zustande, wurde aber nur zöger-
lich durchgeführt.

Aus staatspolitischen Gründen ver-
zichtete die KPÖ nicht nur auf die Her-
stellung einer politischen Öffentlichkeit,
sondern auch beinahe völlig auf Mas-
senaktivitäten zur Durchsetzung ihrer
Ziele und beschränkte sich auf Vereinba-
rungen auf Parteienebene. Als „staatstra-
gende“ Kraft ging es der KPÖ darum,
kurzfristige Parteiinteressen zugunsten
nationaler Wiederaufbauinteressen
zurückzustellen, resümierte der General-
sekretär der Partei, Friedl Fürnberg, am
13. Parteitag im April 1946 die ungüns -
tigen Rahmenbedingungen. Das Dilem-
ma bestand darin, dass ein prinzipiell
 oppositionelles Herangehen in dieser Si-
tuation ausgeschlossen war. Dies hätte
die sofortige Isolierung der KPÖ bedeu-
tet, womit selbst die Option auf einen
künftig günstigeren Verlauf der demo-
kratischen Zusammenarbeit verbaut ge-
wesen wäre. Der einzige Ausweg aus
diesem Dilemma wäre die Forcierung
„außerparlamentarischer“ Aktivität ge-
wesen. In der Tat versuchte die KPÖ ab
Sommer das Dilemma der fehlenden
 Öffentlichkeit vorsichtig zu durch -
brechen: Mittels Weckung der „Initiative
der Volksmassen“ sollte vor allem die
mangelnde Durchführung der Gesetze,
allen voran der schleppende Fortgang
der Entnazifizierung und der Säuberung
der Verwaltung, öffentlich thematisiert

werden. Auf Betriebs- und Bezirksebene
wurden nun auf KPÖ-Initiative Resolu-
tionen der drei Parteien verabschiedet,
die auch die Forderungen nach Verstaat-
lichung zum Inhalt hatten, Deputationen
entsendet, sowie kleinere Demonstratio-
nen vor Ämtern organisiert, in denen die
Bürokratie noch immer nicht von ehema-
ligen NSDAP-Mitgliedern gesäubert
worden war. Die „Weckung der Volks -
initiative“ war in dieser Hinsicht gewis-
sermaßen der Gegenpol zur hohen
 Kompromissbereitschaft, die der KPÖ
im Kabinettsrat abverlangt wurde.

Die sowjetische 
Besatzungsmacht

Schwerwiegendstes Problem der KPÖ
war ihr Naheverhältnis zur sowjetischen
Besatzungsmacht. Die Haltung zur
 Sowjetunion war gleichermaßen der
Hauptgrund für die Isolation der KPÖ,
wie auch der Hauptfaktor ihrer relativen
Machtposition in der unmittelbaren
Nachkriegszeit. Auf der einen Seite stell-
te die KPÖ aufgrund der Präsenz der
 Roten Armee einen nicht zu umgehen-
den innenpolitischen Faktor dar. Es gab
zwar keine direkten politischen Interven-
tionen seitens der sowjetischen Besat-
zungsmacht im Sinne der KPÖ, die
 Sowjetadministration unterstützte die
Partei aber in organisatorischer, propa-
gandistischer und finanzieller Hinsicht.
Auf der anderen Seite hatte die KPÖ die
negativen Folgen der sowjetischen Be-
satzungspraxis zu tragen: Neben der
 Demontagepraxis und den Beschlag -
nahmungen waren es vor allem die Über-
griffe von Angehörigen der Roten
 Armee auf die Zivilbevölkerung – Plün-
derungen, Vergewaltigungen –, die auch
die KPÖ in der öffentlichen Meinung in

Misskredit brachte. Die Partei wurde von
der Bevölkerung mit diesen negativen
Erscheinungen identifiziert, was durch
fehlende Distanzierungen von den Über-
griffen und durch die insgesamt kritik -
lose Haltung gegenüber der sowjetischen
Besatzungsmacht erleichtert wurde. Die
beiden Großparteien – SPÖ und ÖVP –
und die Westmächte waren natürlich
 bestrebt, bestehende antisowjetische
Ressentiments auszunutzen und gegen
die KPÖ zu wenden. Von der KPÖ wur-
den die Übergriffe tabuisiert bzw. als
 antisowjetische Propaganda abgetan,
wodurch einer Entwicklung Vorschub
geleistet wurde, dass antisowjetische
Ressentiments bruchlos auf die KPÖ
übertragen wurden.

Aus der weitreichenden Identifikation
mit der sowjetischen Besatzungsmacht
resultierte für die KPÖ auch ein Glaub-
würdigkeitsproblem: Sie agierte mehr
mit absoluter als mit kritischer Solida-
rität gegenüber den sowjetischen Behör-
den, wobei zu berücksichtigen ist, dass
der beginnende Kalte Krieg mit seinen
Polarisierungen und dem großen Druck,
der auf den KommunistInnen lastete,
keine günstigen Voraussetzungen für
differenzierte Herangehensweisen bot.
Die KPÖ wurde so im öffentlichen
 Bewusstsein trotz ihrer Österreich-
 patriotischen Orientierung als anti-öster-
reichische Partei, als „Russenpartei“ ab-
gestempelt. Sie galt in der Bevölkerung
als verlängerter Arm der Sowjetunion.
Die enge Bindung an die Sowjetunion
war auch der Hauptfaktor, warum die
KPÖ auf andere Linkskräfte, etwa auf
unzufriedene SozialdemokratInnen,
 keine große Attraktivität ausübte.

Dass die KPÖ vor diesem Hintergrund
ihre Politik des nationalen Wieder -
aufbaus kaum glaubhaft vertreten konn-
te, wird besonders am Beispiel des
„Deutschen Eigentums“ deutlich. Wie
kaum eine andere Frage stand diese Fra-
ge im Spannungsfeld alliierter Interes-
sen, wurde doch infolge des Potsdamer
Abkommens das reichsdeutsche Vermö-
gen den alliierten Mächten in ihrer
 jeweiligen Zone zugesprochen. Die KPÖ
trat zwar für eine Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien ein, in ihrer Politik
hatte sie jedoch die wirtschaftspoliti-
schen Ansprüche der Sowjetunion mit-
zureflektieren. So wurde der kommunis -
tischen Forderung nach einer Verstaat -
lichung des „Deutschen Eigentums“
durch die sowjetischen Ansprüche mehr
oder weniger die Zugkraft geraubt. Auf
der anderen Seite hatte die KPÖ einseitig
die Folgen jener Maßnahmen zu tragen,

Parteilokal der KPÖ am Elterleinplatz in Wien-Hernals, Ende 1945
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Die KPÖ gehörte zwar mit einem
 Minister der Allparteienregierung unter
Bundeskanzler Leopold Figl an, ihre Re-
gierungsbeteiligung wurde aber von den
beiden anderen Parteien und auch von
den Westmächten nur als Zugeständnis
an die sowjetische Besatzungsmacht ge-
sehen. Geheim einigten sich SPÖ und
ÖVP auf ein Koalitionsabkommen, das
die KommunistInnen ausklammerte, de
facto existierte also bereits seit diesem
Zeitpunkt eine „Große Koalition“. Karl
Altmann blieb als Minister für Energie-
wirtschaft und Elektrifizierung von den
zentralen Entscheidungsprozessen weit-
gehend ausgeschlossen.16

Das politische Gewicht der KPÖ wur-
de in weiterer Folge vom Kalten Krieg
bestimmt. Die beginnende Blockbildung
und die vom US-amerikanischen Präsi-
denten verkündete „Truman-Doktrin“
zur „Eindämmung“ des Kommunismus
spiegelten sich auch in der politischen
Kultur Österreichs und in der Zuspitzung
der innenpolitischen Gegensätze wider:
Der antifaschistische Grundkonsens von
1945 machte einem antikommunis -
tischen Konsens Platz. Der Einfluss der
KPÖ wurde in allen Bereichen so weit
wie möglich zurückgedrängt, z.B. in den
Gewerkschaften, in den Gemeinden und
Bezirken, sowie im Polizeiapparat. Im
November 1947 schied die KPÖ nach
Beschlussfassung der Währungsreform
aus der Regierung aus, womit die demo-
kratische Zusammenarbeit auch formal
ihren Abschluss fand. Die Partei konzen-
trierte sich fortan ganz auf außer -
parlamentarische Kämpfe. Sie war die
Hauptkraft sozialökonomischer Massen-
bewegungen gegen die Lohn-Preis-Pakte
der Bundesregierung und wurde von
 einer großen Anzahl von ArbeiterInnen
als die entscheidende Oppositionskraft
gegen die kapitalistische Restauration
wahrgenommen.
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die von der sowjetischen Administration
1945 und 1946 ergriffen wurden, nach-
dem Verhandlungen mit der österreichi-
schen Regierung über bilaterale Ab -
kommen gescheitert waren. Im Oktober
1945 kam es zur Übernahme der Zisters-
dorfer Ölquellen durch die sowjetischen
Besatzungsbehörden, im Befehl Nr. 17
von Anfang Juli 1946 wurde der Über-
gang des gesamten „Deutschen Eigen-
tums“ in Ostösterreich in das Eigentum
der Sowjetunion verfügt.

Die Novemberwahlen 1945

Bei den am 25. November 1945 statt-
findenden Wahlen zum ersten National-
rat der Zweiten Republik erreichte die
KPÖ schließlich 174.257 Stimmen (5,4
Prozent). Sie war fortan mit vier (von
165) Mandaten erstmals im Parlament
vertreten und schaffte auch den Einzug
in sechs Landtage. Nicht zuletzt auch vor
dem Hintergrund, dass die Betriebsrats-
wahlen in den Vormonaten für die KPÖ
zufrieden stellende Ergebnisse und in
vielen Großbetrieben kommunistische
Mehrheiten gebracht hatten, musste die-
ses Wahlergebnis als Enttäuschung und
Misserfolg eingeschätzt werden. Auch
der erfolgreiche Verlauf der Wahl -
kampagne, der große Materialaufwand
und der massive Zustrom bei den kom-
munistischen Wahlveranstaltungen, hat-
ten Illusionen über das zu erwartende
Wahlergebnis genährt.

In seiner Analyse des schlechten Ab-
schneidens der KPÖ machte Johann
 Koplenig in den Beratungen der KPÖ-
Führungsgremien verschiedene Ge-
sichtspunkte geltend: Allen voran führte
er objektive Faktoren ins Treffen, vor al-
lem die Tatsache, dass in Österreich kei-
ne Massenbewegung den Faschismus
überwinden konnte und der Einfluss der
nazistischen Ideologie nach wie vor groß
sei. Neben organisatorischen Schwächen
verwies er auf die – zuletzt harte – Posi-
tion der KPÖ zur Nazifrage: ungeachtet
der Differenzierung im Herangehen an
ehemalige NSDAP-Mitglieder war es
SPÖ und ÖVP gelungen, die KPÖ als
Anti-Nazi-Partei schlechthin darzu -
stellen und ihre Position zum Ausschluss
aller ehemaligen Nationalsozialisten von
den ersten demokratischen Wahlen in
 eine allgemein nazifeindliche Haltung
umzudeuten. Entscheidend war jedoch
vor allem das Image der KPÖ als
 „Russenpartei“, die antikommunistische
Grundstimmung der Bevölkerung und
die damit im Zusammenhang stehende
antisowjetische Flüsterpropaganda von
SPÖ und ÖVP.


